3 Bundesregierung

Die Bundesregierung ist neben dem Bundespräsidenten und den Bundesministern eines der obersten Organe der Bundesverwaltung. Sie ist kollegiales Organ, dh. es umfasst mehrere Amtsinhaber. An der Spitze steht der Bundeskanzler, zu seiner Vertretung ist der Vizekanzler berufen. Die Bundesminister sind Ressortleiter der ihnen zugeordneten Bundesministerien. Die Bundesregierung entscheidet in der Praxis nach dem Prinzip der Einstimmigkeit.

Die Mitglieder der Bundesregierung werden vom Bundeskanzler dem Bundespräsidenten vorgeschlagen und von diesem ernannt. Der politischen Praxis entsprechend wird zum Bundeskanzler bestellt, wer die stärkste Nationalratsfraktion hinter sich hat. Dadurch ist in der Regel die Regierungsfähigkeit gesichert. Alle Mitglieder der Bundesregierung sind rechtlich gleichgestellt, es gibt kein Weisungsrecht innerhalb der Regierung. Allerdings kann der Bundeskanzler jederzeit die Entlassung eines Bundesministers vorschlagen, wodurch seine Defacto-Vorrangstellung politisch gegeben ist.

Die Bundesregierung wird spätestens nach jeder Nationalratswahl neu gebildet, theoretisch ist sie vier Jahre im Amt. Sie kann aber jederzeit während einer Funktionsperiode umgebildet werden, da kein rechtlicher Zusammenhang mit der Funktionsperiode des Nationalrates besteht. Je nach ihrer Zusammensetzung kann sie folgende Formen haben:

1)Alleinregierung

Alle Bundesminister werden von einer Partei gestellt. Eine Alleinregierung kann eine Mehrheits-, aber auch eine Minderheitsregierung sein.

a)Mehrheitsregierung

Eine Partei verfügt über eine absolute Mehrheit im Parlament, sie stellt alle Regierungsmitglieder.

b)Minderheitsregierung

Die Regierung verfügt im Nationalrat über weniger Abgeordnete als die anderen Parteien zusammen.

2)Koalitionsregierung

Mehrere Parteien teilen sich die Regierungsgeschäfte, Grundlage ist ein Koalitionsabkommen zwischen den Regierungsparteien.

a)Große Koalition

Die stärksten Parteien im Nationalrat teilen die Regierungsgeschäfte unter sich auf.

b)Kleine Koalition

Eine große Partei teilt die Regierungsgeschäfte mit einer kleinen Partei, mit der sie im Parlament eine Mehrheit bildet.

3)Konzentrationsregierung

Alle im Parlament vertretenen Parteien sind ab einer bestimmten Größenordnung an der Regierung beteiligt (in Österreich bisher nur auf Landesebene üblich und zum Teil in Landesverfassungen vorgeschrieben).

4)Beamtenkabinett

Der Bundespräsident kann auch Beamte der verschiedenen Ministerien zu deren jeweiligen Minister berufen, uns somit eine Regierung aus hochrangingen Beamten bilden. Dies wäre zu überlegen, wenn eine Regierung zurückgetreten ist und die Amtsgeschäfte weitergeführt und wenn keine Neubildung abzusehn ist

4 Bundespräsident

Die Funktion des Staatsoberhauptes übt der Bundespräsident aus. Er verkörpert damit die Einheit des Staatsgebildes, zugleich ist er Inhaber eines wichtigen Staatsamtes, wenngleich andere höchste Funktionsträger mehr Staatsmacht ausüben. Zur Erfüllung seiner Aufgaben dient ihm die Präsidentschaftskanzlei mit ca. 65 Mitarbeitern.

· Wahl

Der Bundespräsident wird vom Volk direkt auf sechs Jahre gewählt und kann für die unmittelbar folgende Amtsperiode einmal wiedergewählt werden. Gewählt ist, wer die absolute Mehrheit der gültigen Stimmen erreicht. Jeder, der das aktive Wahlrecht zum Nationalrat hat und am 1. Jänner des Wahljahres das 35. Lebensjahr vollendet hat, kann gewählt werden. Die Bestimmungen über das Wahlverfahren finden sich im Bundespräsidentenwahlgesetz 1971.

Das Amt endet außer durch Ablauf der Funktionsperiode durch:

· Tod

· verurteilendes Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes

· Volksabstimmung,

· Verurteilung des Amtsinhabers wegen eines Verbrechens nach dem Strafgesetzbuch

· Amtsverzicht.

· Vertretung

Die Vertretung des Bundespräsidenten hat der Bundeskanzler (bis zu 20 Tagen), bei länger dauernder Verhinderung vertreten das Amt die drei Präsidenten des Nationalrates in kollegialer Verwaltung.

· Immunität

Eine behördliche Verfolgung des Bundespräsidenten ist nur zulässig, wenn ihr die Bundesversammlung zugestimmt hat.

· Aufgaben

Die Aufgaben des Bundespräsidenten sind im B-VG taxativ aufgezählt. Alle Akte erfolgen grundsätzlich auf Vorschlag der Bundesregierung oder des von ihr ermächtigten Bundesministers. Sie bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Gegenzeichnung durch den Bundeskanzler oder den zuständigen Minister.

Davon ausgenommen sind (völlig Eigenständig)

· die Ernennung und Entlassung des Bundeskanzlers

· die Entlassung der gesamten Regierung

· die Beurkundung der Gesetzesbeschlüsse

· die Angelobung des Bundeskanzlers, der Bundesminister und Staatssekretäre, der Landeshauptleute und anderer Organe

· der Oberbefehl über das Bundesheer

Betrachtet man die Kompetenzen des Bundespräsidenten nach der Bundesverfassung, so entsteht der Eindruck, er habe ein wichtiges Amt inne. In Wirklichkeit hat der Bundespräsident nur wenig Anteil an der Staatsmacht. Das Amt wurde in der Ersten und Zweiten Republik - von den politischen Möglichkeiten her beleuchtet - nie ausgeschöpft.
Auf Vorschlag der Bundesregierung hat der Bundespräsident zB folgende Kompetenzen:

	Ernennung der Bundesbeamten und Offiziere

	Ernennung der Richter
	Einberufung des Nationalrates und der Bundesversammlung
	Auflösung des Nationalrates

	▲
	▲
	▲
	▲

	Bundespräsident

	▼
	▼
	▼
	▼

	Vertretung der Republik nach außen, Empfang und Beglaubigung der Gesandten, Genehmigung der Bestellung fremder Konsuln, Bestellung österreichischer Konsuln, Abschluss von Staatsverträgen

	Legitimation, das ist die Erklärung unehelicher Kinder zu ehelichen durch Entschließung auf Ansuchen der Eltern
	Begnadigung der rechtskräftig verurteilten, Milderung und Umwandlung der gerichtlichen Strafen, die Nachsicht von Rechtsfolgen und Tilgung von Verurteilungen im Gnadenweg sowie die Niederschlagung eines strafrechtlichen Verfahrens (Abolition)

Ausgenommen von der Amnestie sind jedenfalls Kindesmissbrauch, besonders grausame Verbrechen, Drogendelikte und Verkehrsunfälle durch betrunkene Autofahrer
	Erlass von Notverordnungen zur Abwehr eines offenkundig nicht wiedergutzumachenden Schadens, wenn der Nationalrat nicht zusammentreten kann, Notverordnungen sind vorläufig gesetzesändernde Verordnungen, durch sie können aber keine

· Veränderungen der Bundesverfassung oder

· Dauernde finanzielle Lasten des Bundes oder der Staatsbürger herbeigeführt werden


� Der Bundespräsident ist rechtlich und politisch verantwortlich, das heißt er kann wegen Verstößen gegen seine verfassungsmäßigen Verpflichtungen vom Verfassungsgerichtshof und wegen Unzufriedenheit mit seinem Verhalten beziehungsweise mit seiner Amtsführung vom Volk abgesetzt werden. In beiden Fällen liegt die Initiative für die Absetzung beim Nationalrat, dieser muss für beide Fälle eine Antragsstellung an die Bundesversammlung beschließen (= NR+Bundesrat), diese wiederum beschließt dann, ob eine Anklage beim Verfassungsgerichtshof oder die Durchführung einer Volksabstimmung beschlossen wird


� Oberbefehl


a)Verfügungsbefugnis: ( Entscheidung ob und wie das Bundesheer eingesetzt werden soll ( normalerweise nicht im Einsatzzustand


Wichtig: Ein Einsatzbefehl des Bundespräsidenten nur auf Vorschlag der Bundesregierung


( Einsatzzwecke: 	- Katastropheneinsatz


- Assistenzeinsätze (z.b.: Grenzschutz)


- Verteidigung nach außen


- Verteidigung nach innen ( gegen Aufruhr, Aufstand)


b)Oberbefehl im engeren Sinn


Wenn sich das Bundesheer im Einsatzzustand befindet hat der Bundespräsident theoretisch tatsächliche Befehlsgewalt, allerdings nicht direkt gegenüber der Truppe, sondern nur gegenüber dem Verteidigungsminister


� Der Bundespräsident ernennt allerdings nur die ranghöheren Beamten und Offiziere z.B. die Direktoren der Höheren Schulen, die Befugnisse für andere Ernennungen hat er weitgehend an die zuständigen Fachminister abgetreten (z.B. Ernennung der Professoren für Höhere Schulen durch die Unterrichtsministerin)


Interessant: Er kann Ernennungsvorschläge zurückweisen und dadurch Einfluss auf die Postenbesetzung nehmen


� Alljährlich schließt Österreich zahlreiche Staatsverträge ab (z.B. Handelsabkommen, Verkehrsabkommen, Abkommen über die Anerkennung von Prüfungszeugnissen, Sozialrechtliche Abkommen, usw..) Für nahezu alle Fachbereiche hat der Bundespräsident seine Ermächtigung zum Abschluss von Staatsverträgen an die jeweiligen Fachminister abgetreten





